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A. Bericht des Abgeordneten Ronunerskirchen 


1. Allgemeines 

Der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages 
hat seinen Jahresbericht 1970 nach § 2 Abs. 3 des 
Gesetzes über den Wehrbeauftragten des Bundes- 
tages am 1. März 1971 yorgelegt. In der 111. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 26. März 1971 
erfolgte die Überweisung des Berichts gemäß § 116 b 
Abs. 1 der Geschäftsordnung an den Verteidigungs- 
ausschuß. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Bericht in sei- 
nen Sitzungen am 29. April und 6. Mai 1971 zur 
Kenntnis genommen und beraten. Er erstattet die- 
sen Bericht an den Bundestag nach § 116 b Abs. 2 
der Geschäftsordnung. 

II. Zur Beratung im einzelnen 

Der Verteidigungsaussdiuß hat von seinen Bera- 
tungen drei Problemkreise ausgenommen, die in 
absehbarer Zeit aufgrund von Gesetzentwürfen 
oder sonstigen Vorlagen der Bundesregierung im 
Ausschuß zur Beratung anstehen werden. Es sind 
dies 

Bildung und Ausbildung in der Bundeswehr, 
Wehrdisziplinarordnung und Wehrbeschwerde- 
ordnung, 

ziviler Ersatzdienst. 

Die Beratung folgte im wesentlichen der Zusam- 
menstellung der im Jahresbericht 1970 enthaltenen 
Anregungen und Vorschläge unter Ziffer 6 des Be- 
richtes (Seite 45 f). Diese sind zugleich als Schwer- 
punkte des Berichtes anzusehen. 


Der Bundesminister der Verteidigung hat einem 
Großteil der Anregungen zugestimmt und sie ent- 
weder bereits verwirklicht oder ihre Verwirklichung 
angekündigt. Ein weiterer Teil der Anregungen und 
Vorschläge befindet sich z. Z. in Prüfung, weshalb 
eine abschließende Stellungnahme noch nicht mög- 
lich ist. 

Die Beratung erstreckte sich daher vor allem auf 
diejenigen Punkte, bei denen der Bundesminister 
der Verteidigung eine abweichende Auffassung ver- 
trat oder sie zumindest als erörterungsbedürftig er- 
klärte. Es waren dies: 

„2. Erteilung eindeutiger Richtlinien und Wei- 
sungen an die Truppe im Falle der Agita- 
tion von radikalen Kräften" 

Der Bundesminister der Verteidigung hält es für 
sehr schwierig, im vorhinein abstrakte Weisungen 
für alle möglichen Eventualitäten zu erteilen. 

Der Ausschuß ging auch zur Erörterung der Frage 
über, ob der gegenwärtige strafrechtliche Schutz der 
Bundeswehr ausreiche, um diese vor Agitation, Ver- 
unglimpfung und Schädigung des Ansehens zu 
schützen. Eine einheitliche Meinung ergab sich hier- 
zu nicht. 

Der Ausschuß kam überein, die Beratungen dazu 
dem Sonderausschuß „Strafrechtsreform" als Mate- 
rial zuzustellen. 

„20. Überprüfung der bisher praktizierten 
weitgehenden Gleichsetzung der Soldaten 
mit zivilen Bediensteten des Bundes bei 
der Gewährung von Zulagen" 
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Die Bundesregierung wies darauf hin, daß bereits 
ein System von über 20 Zulagen bestehe, das aus- 
schließlich auf die Besonderheiten des soldatischen 
Dienstes abgestellt sei. 

„21. Gewährung einer Inselzulage für die auf 
den deutschen Nordseeinseln stationierten 
Soldaten" 

Die Gewährung einer Inselzulage hält die Bundes- 
regierung nach der Vereinheitlichung des Ortszu- 
schlags im öffentlichen Dienst nicht für angebracht. 

„22. Zahlung der Zulage Dienst zu ungünsti- 
gen Zeiten auch an wehrpflichtige Solda- 
ten" 

Dazu hat der Verteidigungsausschuß unter Buch- 
stabe B, 4. des Berichtes einen Antrag beschlossen, 
der die Wehrpflichtigen in den Genuß der Zulage 
bringen soll. Der Verteidigungsausschuß hält dies 
aus Gründen der Wehrgerechtigkeit und zur Her- 
beiführung befriedigender Verhältnisse in den von 
der Zulage betroffenen Einheiten für erforderlich. 

„23. Gewährung der Zulage für Sanitätsoffi- 
ziere auch an Sanitätsoffiziere auf Zeit" 

Die Bundesregierung sieht im Hinblick auf das 
soeben verabschiedete Gesetz zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts dafür keine 
Möglichkeit. 

„25. Beauftragung der S 1 -Offiziere mit der 
Beratung der Soldaten und ihrer Betreu- 
ung während der Lehrgänge an den Bun- 
deswehrfachschulen" 

Die Bundesregierung glaubt, daß die betreffende 
Beratung zweckmäßiger als bisher durch die Bera- 
tungskommission des Berufsförderungsdienstes 
durchgeführt wird. 

„31. Überprüfung der Frage des Heizkostenzu- 
schusses" 

Dazu hat der Verteidigungsausschuß folgenden 
Beschluß gefaßt: 

„Der Verteidigungsausschuß hat den Bericht des 
Bundesverteidigungsministeriums über seine vor- 


geschlagene Heizkostenzuschuß-Regelung zur Kennt- 
nis genommen. 

Er bittet die Bundesregierung zu prüfen, ob und 
in welchem Umfang den Angehörigen der Bundes- 
wehr (Soldaten, Beamte und Arbeitnehmer) auf 
Antrag widerruflich ein Heizkostenzuschuß gewährt 
werden kann. Hierbei soll Von den Vorstellungen 
des Bundesverteidigungsministeriums ausgegangen 
werden." 

„37. Verbesserung des beiderseitigen Informa- 
tionsflusses auf allen Ebenen der militäri- 
rischen Hierarchie im Interesse eines ver- 
trauensvollen Verhältnisses zwischen 
Truppe und Führung" 

Die Bundesregierung hat die Notwendigkeit die- 
ses Informationsflusses voll anerkannt, beurteilt 
aber die bestehenden Verhältnisse weniger mangel- 
haft. 

Der Ausschuß diskutierte in diesem Zusammen- 
hang auch das vom Informations- und Pressestab 
des Bundesministeriums der Verteidigung heraus- 
gegebene Informationsblatt „Informationen für 
den Soldaten", das neuerdings „Bundeswehr Ak- 
tuell" heißt. 

Gegenstand der Beratung war insbesondere die 
Zielsetzung, die Ausgewogenheit der Berichterstat- 
tung und die Aufnahme von Informationen von Er- 
eignissen außerhalb der Bundeswehr. 

„39. Verbindliche Regelungen über die Form 
der Mitteilung von sachgleichen Diszipli- 
narmaßnahmen bei der Abgabe von Straf- 
taten an die Staatsanwaltschaft" 

Die Bundesregierung betrachtet dieses Problem 
als nicht vordringlich. 

„40. Gesetzliche Verbesserungen für die Be- 
obachtung der Strafrechtspflege durch den 
Wehrbeauftragten" 

Der Verteidigungsausschuß faßt dazu keine Be- 
schlüsse. 

Der Ausschuß beschloß sodann einstimmig die 
unter B. enthaltenen Anträge Nummer 1 bis 3. 


Bonn, den 7. Mai 1971 


Rommerskirchen 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestdg wolle beschließen: 

1. Der Jahresberidit 1970 des Wehrbeauftragten 
— Drudtsadie VI/ 1942 — wird zur Kenntnis ge- 
nommen. 

2. Der Bundestag dankt dem Wehrbeauftragten für 
seine Arbeit im Berichtsjahr. 

3. Die im Bericht enthaltenen Anregungen und Vor- 
schläge zur Verbesserung der geistig-politisdien) 


personellen, sozialen und materiellen Lage der 
Bundeswehr sowie des inneren Zuordnungsver- 
hältnisses zwischen der Bundeswehr und der 
Gesellschaft werden der Bundesregierung zur 
Beachtung zur Kenntnis gebracht. 

4. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Zu- 
lage „Dienst zu ungünstigen Zeiten" audi an 
Wehrpflichtige zu zahlen, wenn die gleichen Be- 
dingungen vorliegen, unter denen sie Berufs- 
und Zeitsoldaten gewährt wird. 


Bonn, den 7. Mai 1971 


Der Verteidigungsausschuß 

Zimmermann Rommerskirchen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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